Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2254 


11.06.74 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag eines Ratsbeschlusses über die Beteiligung des Europäischen 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten 
— Drucksache 7/1672 — 


A. Problem 

Eine Umstrukturierung und Koordinierung der Schiffbaupolitik 
innerhalb der Gemeinschaft bedarf ergänzender sozialpoliti- 
scher Maßnahmen. 


B. Lösung 

Ratsbeschluß über die Beteiligung des Europäischen Sozial- 
fonds an Maßnahmen zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten. 

Einstimmiger Aussdiußbesdiluß 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Gansei 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 15. Februar 1974 den Vorschlag eines 
Ratsbeschlusses über die Beteiligung des Euro- 
päischen Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten der 
im Schiffbau Beschäftigten an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur Beratung überwiesen. 
Der Ausschuß hat am 22. und 27. März die Vor- 
lage beraten und empfiehlt einstimmig dem Plenum, 
von der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 

Innerhalb der Gemeinschaft ist eine gemeinsame 
Schiffbaupolitik geplant, die die Existenzfähigkeit 
der Schiffbauindustrie ohne Beihilfen sichern soll. 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist eine koordinierte 
Umstrukturierung der Investitionspolitik innerhalb 
der Gemeinschaft notwendig, die alle Subventionen, 
bis auf die Investitionsbeihilfe, abbaut. Diese Poli- 
tik zielt im wesentlichen auf vorhandene Überkapa- 
zitäten im Schiffbau ab und wird Auswirkungen auf 
die Beschäftigungspolitik haben. Daher wird die Be- 
teiligung des Europäischen Sozialfonds an Maßnah- 
men zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten not- 
wendig, um mögliche soziale Rückwirkungen aufzu- 
heben oder aber zumindest abzumildern. Die Zweck- 
mäßigkeit eines solchen Ratsbeschlusses ergibt sich 
aus dem Umstand, daß die Beschäftigungslage in 
bestimmten Bereichen der Schiffbauindustrie der 
Gemeinschaft durch mangelnde quantitative und 
qualitative Anpassung gekennzeichnet ist, die für 
eine beträchtliche Zahl von Arbeitnehmern unter 
Umständen dazu führen kann, daß sie den Arbeits- 


platz wechseln, ihre berufliche Qualifikation verbes- 
seiti, neue Qualifikationen erwerben oder den 
Wohnsitz wechseln müssen. 

Eine gemeinsame Schiffbaupolitik der Gemein- 
schaft und damit verbundene sozialpolitische Maß- 
nahmen setzen nach Ansicht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung auch nationale Maßnah- 
men hinsichtlich der Schiffbauindustrie und zugun- 
sten der im Schiffbau Beschäftigten voraus, wie sie 
sich aus dem im Aufträge der Bundesregierung 1972 
erstellten „Gutachten über die Lage der deutschen 
Werftindustrie" ergeben. Andererseits begrüßt der 
Ausschuß die durch die Reform des Europäischen 
Sozialfonds ermöglichte Beteiligung an den finan- 
ziellen Lasten, die durch die derzeitigen oder künf- 
tigen Maßnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
zur Förderung der Wiederbeschäftigung und der 
räumlichen und beruflichen Mobilität der Arbeitneh- 
mer im Schiffbau entstehen. Weiterhin unterstützt 
der Ausschuß den von der Bundesregierung vertre- 
tenen Standpunkt, daß ein Ratsbeschluß über die 
Beteiligung des Europäischen Sozialfonds an Maß- 
nahmen zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten 
nur im Zusammenhang mit einer gemeinsamen 
Schiffbaupolitik der Gemeinschaft verwirklicht wer- 
den solle. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß in Artikel I 
das Wort „selbständige" durch das Wort „unselb- 
ständige" ersetzt werden muß. 


Bonn, den 6. Mai 1974 


Gansei 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag eines Ratsbeschlusses über die Beteiligung des Europäischen 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten der im Schiffbau Beschäftigten — Druck- 
Sache 7/1672 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 27. März 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Sdiellenberg Gansei 

Vorsitzender Berichterstatter 
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